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1. Wann gedenkt die Bundesregierung die im Bundestagswahl- 
kampf 1969 an der Mosel gegebene Zusage des derzeitigen Bun- 
deskanzlers, er werde für eine die Winzer befriedigende Rege- 
lung des Mehrwertsteuerproblems für den Weinbau sorgen, ein- 
zulösen? 

2. Teilt die Bundesregierung die von jeher seitens der Winzer und 
der Weinbauorganisationen vertretene Auffassung, daß eine 
befriedigende Lösung des Mehrwertsteuerproblems nur in der 
völligen Gleichstellung des Weinbaus mit der übrigen Landwirt- 
schaft bestehen kann? 

3. Teilt die Bundesregierung die Auffassung der Fragesteller, daß 
dieses Problem durch die Annahme der EWG-Weinverordnun- 
gen noch dringlicher geworden ist, da es nicht angeht, den deut- 
schen Weinbau einerseits den für ihn teilweise sehr ungünstigen 
gemeinsamen Regeln der EWG zu unterwerfen, ihm andererseits 
aber die Gleichbehandlung mit dem Weinbau in den anderen 
EWG-Ländern in bezug auf die Mehrwertsteuer vorzuenthalten? 

4. Ist die Bundesregierung unter diesen Umständen bereit, in der 
zu erwartenden Novelle zum Mehrwertsteuergesetz die Gleich- 
stellung des Weinbaus mit der übrigen Landwirtschaft vorzu- 
sehen? 

Die Kleine Anfrage beantworte ich zusammenfassend wie folgt: 

Im Rahmen der vorgesehenen Novellierung des Umsatzsteuer- 
gesetzes ist die Frage einer Steuerermäßigung für Wein noch- 
mals eingehend geprüft worden. 

Die Bundesregierung hat bereits in ihrer Antwort auf die 
Kleine Anfrage der Abgeordneten Leicht, Dr. Wagner (Trier), 
Dr. Klepsch, Richarts, Bremm, Dr. Gölter und Genossen vom 
11. Dezember 1969 - Drucksache VI/174 - darauf hingewiesen, 
daß der Gesetzgeber bei der Einführung der Mehrwertsteuer 
dem Grundsatz einer wettbewerbsneutralen Besteuerung aller 
Getränkeumsätze den Vorzug gegenüber einem einheitlichen 
Steuersatz für landwirtschaftliche Erzeugnisse gegeben hat. 
Nach Auffassung der Bundesregierung sollte daran festgehal- 
ten werden. 
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Eine Gleichstellung des Weinbaus mit der übrigen Landwirt- 
schaft ließe sich danach nur verwirklichen, wenn Wein nicht 
nur auf der Erzeugerstufe, sondern auch auf den Handelsstufen 
ermäßigt besteuert würde und darüber hinaus auch alle ande- 
ren Getränke in die Steuerbegünstigung einbezogen würden. 
Eine solche Maßnahme ist jedoch wegen des damit verbunde- 
nen Steuerausfalls von etwa 1,3 Mrd DM aus haushaltsmäßigen 
Gründen nicht zu vertreten, über die durch das Aufwertungs- 
ausgleichgesetz dem deutschen Weinbau seit dem 1. Januar 
1970 gewährten Beihilfen hinaus sind also gegenwärtig weitere 
Erleichterungen nicht möglich. 

Im übrigen trifft die Annahme der Fragesteller nicht zu, daß 
allein der deutsche Weinbau in den Staaten der EWG hinsicht- 
lich der Umsatzsteuer nicht den übrigen Zweigen der Landwirt- 
schaft gleichgestellt ist. So unterliegt Wein in Frankreich nicht 
dem ermäßigten Steuersatz von 7,5 v.H., wie es bei den land- 
und forstwirtschaftlichen Erzeugnissen sowie den Lebensmit- 
teln im Grundsatz der Fall ist, sondern dem Zwischensteuer- 
satz von 17,6 V.H.; daneben wird noch eine Weinsteuer als 
besondere Verbrauchsteuer erhoben. 


Dr. Reischl 



